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BUNDESSOZIALGERICHT 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 
Az: B 5 R 308/12 B 
 
L 2 R 728/11 (LSG Niedersachsen-Bremen) 
S 1 R 171/07 (SG Osnabrück) 
 
 
 
………………, 
 
 
 Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte: ……………………………………………, 
  
 
 

g e g e n 
 
 
Deutsche Rentenversicherung Bund, 
Ruhrstraße 2, 10709 Berlin, 
 
 Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 

 

Der 5. Senat des Bundessozialgerichts hat am 8. November 2012 durch den 

Vorsitzenden Richter   Dr.  B e r c h t o l d ,    die Richterin   Dr.  G ü n n i k e r    

und den Richter   K a r m a n s k i     

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil 

des Landessozialgerichts Niedersachsen-Bremen vom 20. Juni 2012 wird als 

unzulässig verworfen. 

 

Die Beteiligten haben einander für das Beschwerdeverfahren keine Kosten zu 

erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Mit Urteil vom 20.6.2012 hat das LSG Niedersachen-Bremen einen Anspruch des Klägers auf 

Gewährung von Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung verneint. 

 

Gegen die Nichtzulassung der Revision in dieser Entscheidung wurde Beschwerde zum BSG 

eingelegt. In der Beschwerdebegründung werden die grundsätzliche Bedeutung der Rechtssa-

che (I.) und ein Verfahrensmangel (II.) geltend gemacht. 

 

Die Nichtzulassungsbeschwerde ist unzulässig. Die Begründung genügt nicht den gesetzlichen 

Anforderungen, weil kein Zulassungsgrund ordnungsgemäß dargetan worden ist (vgl § 160a 

Abs 2 S 3 SGG).  

 

Die Revision ist nur zuzulassen, wenn 

 - die Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat (§ 160 Abs 2 Nr 1 SGG), 

 - das Urteil von einer Entscheidung des BSG, des GmSOGB oder des BVerfG abweicht und 

auf dieser Abweichung beruht (aaO Nr 2) oder 

 - ein Verfahrensmangel geltend gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung 

beruhen kann (aaO Nr 3). 

 

Derartige Gründe werden in der Beschwerdebegründung nicht nach Maßgabe der Erfordernisse 

des § 160a Abs 2 S 3 SGG dargetan. Die Beschwerde ist daher gemäß § 160a Abs 4 S 1 iVm 

§ 169 SGG zu verwerfen. 

 

I. Eine Rechtssache hat nur dann grundsätzliche Bedeutung, wenn sie eine Rechtsfrage auf-

wirft, die über den Einzelfall hinaus aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung des 

Rechts einer Klärung durch das Revisionsgericht bedürftig und fähig ist. Der Beschwerdeführer 

muss daher anhand des anwendbaren Rechts und unter Berücksichtigung der höchstrichterli-

chen Rechtsprechung angeben, welche Fragen sich stellen, dass diese noch nicht geklärt sind, 

weshalb eine Klärung dieser Rechtsfragen aus Gründen der Rechtseinheit oder der Fortbildung 

des Rechts erforderlich ist und dass das angestrebte Revisionsverfahren eine Klärung erwarten 

lässt. Ein Beschwerdeführer muss mithin, um seiner Darlegungspflicht zu genügen, eine 

Rechtsfrage, ihre (abstrakte) Klärungsbedürftigkeit, ihre (konkrete) Klärungsfähigkeit (Entschei-

dungserheblichkeit) sowie die über den Einzelfall hinausgehende Bedeutung der von ihm ange-

strebten Entscheidung (so genannte Breitenwirkung) darlegen (zum Ganzen vgl BSG SozR 

3-1500 § 160a Nr 34 S 70 mwN; Fichte in Breitkreuz/Fichte, SGG, 2009, § 160a RdNr 41). 

 

Die Beschwerdebegründung wird schon dem ersten Erfordernis nicht gerecht. Denn der Kläger 

hat keine abstrakt-generelle Rechtsfrage zum Inhalt einer konkreten revisiblen (Bundes-)Norm 

(vgl § 162 SGG) gestellt, die der Senat mit "ja" oder "nein" beantworten könnte (vgl Senatsbe-
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schlüsse vom 6.4.2010 - B 5 R 8/10 B - BeckRS 2010, 68786 RdNr 10 und vom 21.7.2010 

- B 5 R 154/10 B - BeckRS 2010, 72088 RdNr 10; BSG Beschluss vom 5.11.2008 - B 6 KA 

24/07 B - BeckRS 2008, 50073 RdNr 7 sowie BAG Beschluss vom 23.1.2007 - 9 AZN 792/06 - 

BAGE 121, 52 RdNr 5 f). Die Formulierung einer abstrakten, aus sich heraus verständlichen 

Rechtsfrage ist jedoch unverzichtbar, damit das Beschwerdegericht an ihr die weiteren Voraus-

setzungen der Grundsatzrüge prüfen kann (Becker, SGb 2007, 261, 265; Krasney/Udsching, 

Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 6. Aufl 2011, Kap IX RdNr 181). Keinesfalls ge-

hört es zu den Aufgaben des BSG, den Vortrag daraufhin zu analysieren, ob sich aus ihm evtl 

eine entsprechende Rechtsfrage herausfiltern ließe (vgl BSG SozR 3-1500 § 160a Nr 26 S 48). 

Soweit der Kläger die "Umstände" thematisiert, "die zum Verlust eines einmal erworbenen Be-

rufsschutzes führen", setzt er sich nirgendwo mit Rechtsvorschriften, geschweige denn mit 

höchstrichterlicher Rechtsprechung oder einschlägiger Literatur auseinander, so dass die Klä-

rungsbedürftigkeit der angesprochenen Problematik nicht einmal ansatzweise dargetan ist. 

Schließlich gibt die Beschwerdebegründung auch keinen vom LSG festgestellten Sachverhalt 

wieder, so dass die Klärungsfähigkeit selbst ordnungsgemäß formulierter Rechtsfragen in je-

dem Fall offen bleiben müsste. 

 

II. Auch die Verfahrensrüge hat keinen Erfolg. Wird eine Nichtzulassungsbeschwerde darauf 

gestützt, dass ein Verfahrensmangel vorliege, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen 

könne (§ 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 1 SGG), so müssen bei der Bezeichnung des Verfahrensman-

gels (§ 160a Abs 2 S 3 SGG) zunächst die den Verfahrensmangel (vermeintlich) begründenden 

Tatsachen substantiiert dargetan werden. Darüber hinaus ist die Darlegung erforderlich, dass 

und warum die Entscheidung des LSG ausgehend von dessen materieller Rechtsansicht auf 

dem Mangel beruhen kann, also die Möglichkeit einer Beeinflussung des Urteils besteht.  

 

Der Kläger rügt eine Verletzung seines Anspruchs auf Gewährung rechtlichen Gehörs iS von 

§ 62 SGG, Art 103 Abs 1 GG. Ein solcher Verstoß liegt ua vor, wenn das LSG seine Pflicht 

verletzt, das Vorbringen der Beteiligten zur Kenntnis zu nehmen und zu erwägen (sog Erwä-

gensrüge, vgl BVerfG SozR 1500 § 62 Nr 13; BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 19 S 33 mwN) oder 

sein Urteil auf Tatsachen oder Beweisergebnisse stützt, zu denen sich die Beteiligten nicht äu-

ßern konnten (sog Überraschungsentscheidung iS von § 128 Abs 2 SGG; BVerfGE 98, 218; 

BSG SozR 3-1500 § 62 Nr 12 S 19; Keller in Meyer-Ladewig/Keller/Leitherer, SGG, 10. Aufl 

2012, § 62 RdNr 8b mwN). Zur Begründung eines entsprechenden Revisionszulassungsgrun-

des ist nicht nur der Verstoß gegen diesen Grundsatz selbst zu bezeichnen, sondern auch dar-

zutun, welches Vorbringen ggf dadurch verhindert worden ist und inwiefern die angefochtene 

Entscheidung darauf beruhen kann (BSG SozR 1500 § 160a Nr 36). Darüber hinaus setzt die 

Gehörsrüge voraus, dass der Beschwerdeführer darlegt, seinerseits alles getan zu haben, um 

sich rechtliches Gehör zu verschaffen (BSG SozR 3-1500 § 160 Nr 22 S 35; vgl auch BSGE 68, 

205, 210 = SozR 3-2200 § 667 Nr 1 S 6). Diesen Anforderungen genügt die Beschwerdebe-

gründung nicht. 
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Der Kläger behauptet, er sei "völlig überrascht", dass ihm die Vorinstanz den Berufsschutz ei-

nes Diplom-Geographen abspreche, zumal "er darauf bei den Erörterungen in den Terminen 

am 07.05. und am 20.06.2012 … nicht hingewiesen" worden sei. Hätte ihn das LSG auf diesen 

Aspekt aufmerksam gemacht, so hätte er beantragt, Zeugen zu vernehmen und Sachverständi-

gengutachten einzuholen. Dabei verkennt die Beschwerde jedoch, dass das Gericht grundsätz-

lich nicht verpflichtet ist, die Beteiligten vor der Entscheidung auf seine Rechtsauffassung oder 

die beabsichtigte Würdigung des Prozessstoffs hinzuweisen und mit ihnen vorab die Gesichts-

punkte zu erörtern, die für die richterliche Überzeugungsbildung möglicherweise leitend sein 

werden (BVerfGE 74, 1, 5; BVerfGK 5, 10, 13; BSG SozR 3-1500 § 112 Nr 2 S 3 und § 153 

Nr 1 S 3; zu Ausnahmekonstellationen vgl BVerfGE 86, 133, 145). Denn die tatsächliche und 

rechtliche Würdigung ergibt sich regelmäßig erst aufgrund der abschließenden Beratung. Rich-

terliche Hinweise sind nur dann erforderlich, wenn das Gericht auf einen rechtlichen Gesichts-

punkt abstellen möchte, mit dem auch ein gewissenhafter und kundiger Prozessbeteiligter nach 

dem bisherigen Prozessverlauf - selbst unter Berücksichtigung der Vielfalt vertretbarer Rechts-

auffassungen - nicht zu rechnen brauchte (BVerfGE 98, 218, 263; BSG Beschlüsse vom 

17.12.2009 - B 3 P 9/09 B - Juris RdNr 4 und vom 11.10.2006 - B 9a VJ 4/06 B - Juris RdNr 6; 

Kummer, Die Nichtzulassungsbeschwerde, 2. Aufl 2010, RdNr 701). Deshalb liegt keine Über-

raschungsentscheidung vor, wenn das Problem bereits thematisiert, insbesondere durch die 

angefochtenen Entscheidungen (Bescheide, SG-Urteil) in das Verfahren eingeführt worden ist 

(vgl zB BVerfGK 8, 376; BSG SozR 4-2500 § 103 Nr 6 RdNr 18 mwN). Der Kläger verschweigt 

jedoch, warum die Beklagte seinen Antrag auf Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung bei 

Berufsunfähigkeit abgelehnt und das SG die Klage abgewiesen hat. Außerdem versäumt er es, 

den Verlauf des Berufungsverfahrens, insbesondere den Gang des Erörterungstermins vom 

7.5.2012 und der mündlichen Verhandlung vom 20.6.2012 sowie den Inhalt der Urteilsgründe, 

genau zu beschreiben und auf dieser Grundlage darzulegen, dass die Entscheidung des Beru-

fungsgerichts nach dem bisherigen Sach- und Streitstand von keiner Seite als möglich voraus-

gesehen werden konnte (BSG Beschlüsse vom 5.3.2007 - B 4 RS 58/06 B - Juris RdNr 8, vom 

21.9.2006 - B 12 KR 24/06 B - Juris RdNr 9 und vom 20.8.2008 - B 13 R 217/08 B - Juris 

RdNr 8). Im Übrigen dient die Gehörsrüge, auch wenn sie auf angeblich fehlende Informationen 

gestützt wird, keinesfalls dazu, nicht gestellte Beweisanträge nachzuholen oder Bezugnahmen 

zu ersetzen, die ein fachkundig vertretener Beteiligter im Berufungsverfahren unterlassen hat 

(vgl Senatsbeschluss vom 30.11.2010 - B 5 R 302/10 B - BeckRS 2011, 65020 RdNr 14; vgl 

auch BAG Beschluss vom 20.5.2008 - 9 AZN 1258/07 - BAGE 126, 346; BFH Beschlüsse vom 

20.4.2006 - VIII B 33/05 - BFH/NV 2006, 1338 und vom 13.1.2000 - VIII B 41/99 - BFH/NV 

2000, 744). 

 

Von einer weiteren Begründung sieht der Senat ab (vgl § 160a Abs 4 S 2 Halbs 2 SGG). 
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Die Kostenentscheidung beruht auf der entsprechenden Anwendung des § 193 Abs 1 SGG. 
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